
handelt, aus § 9 GVG, d. h. es wären — da eine aus­
drückliche abweichende Zuständigkeitsregelung fehlt — 
die Zivilgerichte hierzu berufen. Wenn es sich jedoch 
um einen Verkäufer handelt, der auf der Grundlage 
von Volkseigentum oder anderem gesellschaftlichen 
Eigentum arbeitet, so werden solche Streitfälle wegen 
ihrer engen Verbundenheit mit der Wirtschaftsplanung 
besser vor das Staatliche Vertragsgericht gehören; es 
treffen hier dieselben Erwägungen zu, die dazu geführt 
haben, Rechtsstreitigkeiten aus Kreditverträgen mit der­
artigen Kreditnehmern dem Staatlichen Vertragsgericht 
zuzuweisen.12)

2. Die Verordnung spricht nur von der Auftragsertei­
lung durch den Verkäufer. Soll dadurch die Einreichung 
eines Auftrages durch einen anderen, der seine Befugnis 
vom ursprünglichen Verkäufer ableitet, für unzulässig 
erklärt werden? Hierbei ist an die Fälle zu denken, in 
denen ein Wechsel der Einzugsbefugnis durch Zession 
oder Forderungspfändung eingetreten ist. Man wird die 
Frage nach der Zulässigkeit der Auftragserteilung in 
diesen Fällen nicht allein auf Grund des Verordnungs­
textes beantworten können. Die Fälle weisen auch Ver­
schiedenheiten auf, je nachdem, welche Forderung des 
Zessionärs oder Pfändungsgläubigers auf diese Weise 
beigetrieben werden soll und um welche Beteiligten es 
sich handelt:

a) Unterliegt die Forderung des Zessionärs (Pfän­
dungsgläubigers) gegen den Verkäufer selbst dem Ein­
zug im RE-Verfahren, so ist jede andere Form ihrer 
Befriedigung unzulässig. Der Gläubiger ist deshalb ge­
setzlich verpflichtet, seine Befriedigung im Wege des 
RE-Verfahrens, d. h. aus dem Bankkonto seines Schuld­
ners (des Verkäufers), zu suchen. Es ist ihm nicht ge­
stattet, diese Befriedigung im Einverständnis mit seinem 
Schuldner (im Falle der Zession) oder mit Hilfe der 
Vollstreckungsbehörde (im Falle der Pfändung) aus den 
Außenständen des Schuldners, also aus dem Bankkonto 
des Drittschuldners (des Käufers), zu betreiben. In einem 
solchen Falle ist daher der RE-Auftrag des Zessionärs 
(Pfändungsgläubigers) abzulehnen; um der Bank eine 
Prüfung zu ermöglichen, ist Offenlegung des Grund­
verhältnisses nötig.

Wenn die Forderung des Zessionärs nicht der Ein­
ziehung im RE-Verfahren unterliegt, so kann dennoch 
der Versuch ihrer Befriedigung durch Forderungsab­
tretung — wenn an dieser Zession zwei volkseigene 
Betriebe beteiligt sind — nach § 1 der VO über die 
Einstellung des Verrechnungsverkehrs innerhalb der 
volkseigenen Wirtschaft vom 17. Juli 1952 unzulässig 
sein. Diese Vorschrift verbietet jeden Verrechnungs­
verkehr und bestimmt, daß alle Lieferungen und Lei­
stungen über die Deutsche Notenbank bezahlt werden. 
Der Gesetzgeber will also offenbar, daß der Zahlungs­
vorgang, durch den eine zwischen volkseigenen Betrie­
ben bestehende Verbindlichkeit der genannten Art ge­
tilgt werden soll, über „die Deutsche Notenbank“ von­
statten gehen soll, d. h. doch wohl über die für die 
Konten von Käufer und Verkäufer zuständigen Nieder­
lassungen. Wenn eine solche Forderung aber statt durch 
eine über diese Konten laufende Zahlung im Wege der 
Abtretung beglichen werden soll, so entspricht das nicht 
dem Sinn dieser Vorschrift.

Daß der Gläubiger einer im RE-Verfahren einzu­
ziehenden Forderung seine Befriedigung statt aus dem 
Konto seines Schuldners aus dessen Außenständen 
sucht, also eine Forderungspfändung erwirkt, dürfte 
allerdings im allgemeinen nicht mehr Vorkommen, so­
weit es sich nicht um ältere Schuldtitel handelt. Zu 
diesem Ergebnis führen folgende Überlegungen: Eine 
im RE-Verfahren einzuziehende Forderung kann nur 
auf einen Vertrag im Sinne des Allgemeinen Vertrags­
systems zurückgehen oder auf einen Vertrag, der unter 
die VO über die Reorganisierung der Staatlichen Ver­
tragskontore vom 23. Oktober 195213) fällt. Für die Ent­
scheidung von Streitigkeiten aus beiden Arten von Ver­
trägen ist aber das Staatliche Vertragsgericht ausschließ­
lich zuständig. Nun bestimmt § 22 der Gebühren- und 
Vollzugsordnung für das Staatliche Vertragsgericht vom

12) vgl. die gemeinsame Rundverfügung des Ministers der 
Justiz und des Staatlichen Vertragsgerichts vom 7. August 1953 
(Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums der Justiz, 
Nr. 15, Abschnitt I, Ziff. lb und 2b).

13) GBl. S. 1095.

27. November 195214), daß die Entscheidungen und Ver­
gleiche des Staatlichen Vertragsgerichts ausschließlich 
in einem besonderen Zwangseinzugsverfahren voll­
streckt werden, und zwar erfolgt die Beitreibung aus 
dem Konto des Schuldners. Daraus folgt, daß eine For­
derungspfändung zugunsten des Gläubigers einer im 
RE-Verfahren einzuziehenden Forderung, falls es sich 
nicht um einen älteren Schuldtitel handelt, bei richtiger 
verfahrensmäßiger Behandlung im Geltungsbereich des 
Allgemeinen Vertragssystems bzw. der VO vom 23. Ok­
tober 1952 nicht Vorkommen dürfte.

b) Ist eine dem RE-Verfahren unterliegende Forde­
rung vor der Einreichung des RE-Auftrags an einen 
Dritten abgetreten oder von diesem gepfändet worden, 
ohne daß die vorstehend erörterten Bedenken gegen die 
Zulässigkeit der Abtretung oder Pfändung bestehen, 
so kann der Zessionär bzw. Pfändigungsgläubiger nun­
mehr selbst einen RE-Auftrag über die Forderung er­
teilen. Eine gewisse Schwierigkeit liegt für ihn darin, 
daß auch er der Vorschrift genügen muß, wonach zu­
sammen mit dem RE-Auftrag eine Rechnungsabschrift 
einzureichen ist.

Als derartige Fälle einer zulässigen Zession bzw. 
Pfändung sind z. B. diejenigen anzusehen, bei denen 
der betreffende Rechtsakt zur Befriedigung einer Scha­
densersatzforderung eines privaten Gläubigers oder — 
wenn der Vollstreckungsschuldner ein Einzelunterneh­
men ist — eines Unterhaltsanspruchs führen soll. Es 
muß jedoch hervorgehoben werden, daß auch in der­
artigen Fällen die Zession bzw. Pfändung vor einer 
Erteilung des RE-Auftrages liegen muß. Läuft das RE- 
Verfahren bereits, so kann ein Wechsel in der Person 
des einzugsberechtigten Verkäufers aus den im Ab­
schnitt V zu erörternden Gründen grundsätzlich nicht 
berücksichtigt werden.

3. Die Verordnung setzt für die Einreichung des RE- 
Auftrages eine Frist fest, die im Normalfall drei Werk­
tage seit Absendung der Ware oder Beendigung der 
Leistung beträgt. Die Bank des Verkäufers ist auf 
Grund einer Anweisung der Deutschen Notenbank ver­
pflichtet, die Einhaltung der Einreichungsfrist nach 
Möglichkeit zu kontrollieren. Das bietet keine Schwierig­
keiten, wenn der Verkäufer zusammen mit dem RE- 
Auftrag Versanddokumente einreicht, aus denen sich 
der Zeitpunkt der Absendung der Ware ergibt. Werden 
solche Dokumente nicht vorgelegt, so soll die Bank im 
Betrieb des Verkäufers Stichproben machen und bei 
Feststellung von Verspätungen die Entgegennahme von 
RE-Aufträgen von der Miteinreichung der Versand­
dokumente abhängig machen.

Im allgemeinen hat die Überschreitung der Einrei­
chungsfrist nur die Folge, daß auf die betreffende For­
derung kein Kredit gewährt wird (§ 5 Abs. 4 a).

4. Zusammen mit dem RE-Auftrag ist eine unter­
schriebene Rechnungsabschrift oder -durchschrift ein­
zureichen15). Das ist einmal deshalb nötig, weil die 
Bank hieraus ersehen kann, ob es sich um eine Forde­
rung im Sinne des § 1 handelt; zum anderen dient 
diese Verpflichtung dazu, der Bank eine konkrete Kon­
trolle des Schuldnerbetriebes zu ermöglichen.

5. Der Verpflichtung des Verkäufers zur Einreichung 
eines RE-Auftrages beim Vorliegen der Voraussetzungen 
der §§ 1 und 2 entspricht eine Pflicht seiner Bank zur 
Entgegennahme und Durchführung seines Auftrages. 
Die Bank hat aber das Recht und gegebenenfalls die 
Pflicht, einen RE-Auftrag unter bestimmten Voraus­
setzungen abzulehnen.

Es ist bereits oben erwähnt worden, daß die Bank 
des Verkäufers bei festgestellter Überschreitung der 
Einreichungsfrist die Entgegennahme künftiger RE- 
Aijfträge von der Miteinreichung der Versanddoku­
mente abhängig machen darf. Beim Fehlen dieser Ver­
sanddokumente kann also der RE-Auftrag abgelehnt 
werden.

Ein weiterer Fall der Ablehnung ist ebenfalls oben 
im Zusammenhang mit dem Problem der Antragstel­
lung durch einen Zessionär oder Pfändungsgläubiger 
erörtert worden.

«) GBl. S. 1255.
15) vgl. hierzu auch VO vom 11. September 1952 über die Aus­

stellung und den Inhalt von Rechnungen für Warenlieferungen 
und Leistungen (GBl. S. 859) nebst Anweisung vom 5. Mai 
1953 (Zentralblatt S. 214).
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